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(Fr. 9802.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Heſſen, betreffend den Bau und Betrieb 
20. November 1893 
12. September 5 


a 
Deine Majeſtät der König von Preußen und Seine Königliche Hoheit der 
Großherzog von Heſſen und bei Rhein haben in der Abſicht, die Bedingungen 
über den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Salzſchlirf nach Schlitz zu 
vereinbaren, zu Bevollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober-Regierungsrath Dr. Paul Micke, 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober-Regierungsrath Hermann Kirchhoff , 
Allerhöchſtihren Geheimen Finanzrath Friedrich Lehmann, 
Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Heſſen und bei Rhein: 
Allerhöchſtihren Geheimen Rath Carl von Werner, 
Allerhöchſtihren Miniſterialrath Guſtav Michell, 
Allerhöchſtihren Oberbaurath Arthur Wetz, 
welche, vorbehaltlich Allerhöchſter Ratifikation, nachſtehenden Staatsvertrag ver- 
abredet haben. 


einer Eiſenbahn von Salzſchlirf nach Schlitz. Vom 


Artikel 1. 
Die Großherzoglich Heſſiſche Regierung beabſichtigt eine vollſpurige Neben⸗ 
bahn von Salzſchlirf nach Schlitz zu bauen und ſolche zu betreiben. 
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Ausgegeben zu Berlin den 26. Februar 1896. 


„ 


Die Königlich Preußiſche Regierung geſtattet der Großherzoglich Heſſiſchen 
Regierung den Bau und Betrieb dieſer Eiſenbahn innerhalb des Preußiſchen 
Staatsgebietes. 

Einer jeden Regierung verbleibt die volle Landeshoheit ſammt der Aus⸗ 
übung der Juſtiz und Polizeigewalt in ihrem Staatsgebiete. 


Artikel 2. 

Für die bauliche Ausführung und demnächſt für den Betrieb dieſer Neben⸗ 
bahn innerhalb des Preußiſchen Staatsgebiets ſind die Beſtimmungen der Bahn⸗ 
ordnung für die Nebeneiſenbahnen Deutſchlands vom 5. Juli 1892 und die 
dazu ergehenden ergänzenden und abändernden Beſtimmungen maßgebend. 


Artikel 3. 

Der Königlich Preußiſchen Regierung bleibt die Zuſtimmung zu dem Bau⸗ 
entwurfe für den auf Preußiſchem Staatsgebiete liegenden Theil der Nebenbahn 
vorbehalten. 

8 Artikel 4. 

Der Großherzoglich Heſſiſchen Regierung wird auf Preußiſchem Gebiete 
das Enteignungsrecht bewilligt. 

Artikel 5. 

Alle Entſchädigungs⸗ und ſonſtigen privatrechtlichen Anſprüche, welche aus 
Anlaß des Baues auf Preußiſchem Staatsgebiete erhoben werden, hat die Groß: 
herzoglich Heſſiſche Regierung zu vertreten. 

Artikel 6. 
Lokomotiven und Wagen, welche bezüglich ihrer Sicherheit und Bauart 


der vorſchriftsmäßigen Unterſuchung in einem der beiden Staaten unterworfen 
worden ſind, werden ohne weitere Prüfung im Gebiete des anderen zugelaſſen. 


Artikel 7. 

Die Königlich Preußiſche Regierung verpflichtet ſich, von der Eiſenbahn⸗ 
unternehmung und dem zu derſelben gehörigen Grund und Boden keinerlei 
Staatsabgaben zu erheben, noch auch eine Beſteuerung derſelben zu Gunſten 
der Gemeinden und ſonſtigen korporativen Verbände zuzulaffen. 


Artikel 8. 

Die Feſtſtellung der Tarife, ſowie die Feſtſtellung und Abänderung der 
Fahrpläne bleibt der Großherzoglich Heſſiſchen Regierung, und zwar für die in 
Königlich Preußiſchem Gebiete belegene Strecke nach Benehmen mit der Königlich 
Preußiſchen Regierung, vorbehalten. 

Artikel 9. 
Die Ernennung der für die Nebenbahn anzuſtellenden Beamten und Be⸗ 


dienſteten und die Disziplinargewalt über dieſelben ſtehen der Großherzoglich 
Heſſiſchen Regierung zu. 


Die Anftellung der fubalternen und unteren Klaſſen des Bahnperſonals 
auf der neuen Bahn regelt ſich nach den für Beſetzung der Subaltern- und 
Unterbeamtenſtellen mit- Militäranwärtern jeweilig geltenden reichs- und landes⸗ 


rechtlichen Beſtimmungen. 


Bei Beſetzung dieſer Beamtenſtellen innerhalb des Preußiſchen Gebietes 
ſoll auf Angehörige des letzteren thunlichſt Rückſicht genommen werden. 

Die Angehörigen des einen Staates, welche im Gebiete des anderen Staates 
angeſtellt werden ſollten, ſcheiden dadurch aus dem Unterthanenverbande ihres 
Heimathlandes nicht aus, find aber den Geſetzen und Polizeivorſchriften des 
Landes, in welchem ſie angeſtellt ſind, unterworfen. 


Artikel 10. 

Die Handhabung der Bahnpolizei auf der innerhalb des Preußiſchen Staats⸗ 
gebietes belegenen Strecke der Nebenbahn erfolgt durch das Großherzoglich Heſſiſche 
Bahnperſonal. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird Vorſorge treffen, daß das Bahn⸗ 
perſonal in der Ausübung der bahnpolizeilichen Funktionen auf Preußiſchem 
Staatsgebiete von den dortigen Behörden die nöthige Unterſtützung erhält. 

Die Verpflichtung des mit der Handhabung der Bahnpolizei auf Preußiſchem 
Staatsgebiete betrauten Heſſiſchen Dienſtperſonals erfolgt durch die Königlich 
Preußiſchen Behörden. 

Artikel 11. 
Ein Recht auf den Erwerb der in das Königlich Preußiſche Staatsgebiet 
entfallenden Bahnſtrecke wird die Königlich Preußiſche Staatsregierung, ſo lange 
die Bahn im Eigenthum oder Betriebe des Heſſiſchen Staates ſich befindet, nicht 
in Anſpruch nehmen. 

Für den Fall der Abtretung des Heſſiſchen Eiſenbahnbeſitzes an das Deutſche 
Reich ſoll es der Großherzoglich Heſſiſchen Regierung freiſtehen, auch die aus 
dieſem Vertrage erworbenen Rechte und Pflichten auf das Reich mit zu übertragen. 

Artikel 12. 

Vorſtehender Vertrag ſoll zur landesherrlichen Ratifikation vorgelegt werden. 
Die Auswechſelung der Ratifikations-Urkunden ſoll in Berlin erfolgen. 

Berlin, 20. November 


So geſchehen Darmſtadt, 2 September 1893. 
(L. S.) Dr. Micke. (L. S.) v. Werner. 
(L. S.) Kirchhoff. (L. S.) Michell. 
(L. S.) Lehmann. (L. S.) Wetz. 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt ratiſizirt worden, und die Auswechſelung 
der Ratifikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. R 
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(Fr. 9803.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen, Sachſen⸗Coburg⸗Gotha, Schwarzburg⸗Sonders⸗ 
hauſen und Schwarzburg⸗Rudolſtadt wegen Herſtellung einer Eiſenbahn von 
Mühlhauſen nach Ebeleben. Vom 6. November 1895. 


Ste Majeſtät der König von Preußen, Seine Königliche Hoheit der Herzog 
von Sachſen⸗Coburg⸗Gotha, Seine Durchlaucht der Fürſt zu Schwarzburg⸗ 
Sondershauſen und Seine Durchlaucht der Fürſt zu Schwarzburg⸗Rudolſtadt 
haben zum Zwecke einer Vereinbarung über die Herſtellung einer Eiſenbahn 
von Mühlhauſen nach Ebeleben zu Bevollmächtigten ernannt: 


Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Regierungsrath Pannenberg, 

Seine Königliche Hoheit der Herzog von Sachſen-Coburg-Gotha: 
Höchſtihren Geheimen Regierungsrath Groſch, 

Seine Durchlaucht der Fürſt zu Schwarzburg-Sondershauſen: 
Höchſtihren Regierungsrath Bauer, 

Seine Durchlaucht der Fürſt zu Schwarzburg-Rudolſtadt: 

Höchſtihren Staatsrath Hauthal, 


von denen, unter Vorbehalt der Ratifikation, der nachſtehende Vertrag verabredet 
und abgeſchloſſen worden iſt. 


Artikel 1. 

Die Königlich Preußiſche, die Herzoglich Sachſen⸗Coburg und Gothaiſche, 
die Fürſtlich Schwarzburg⸗Sondershauſenſche und die Fürſtlich Schwarzburg⸗ 
Rudolſtädtiſche Regierung werden eine Eiſenbahn von Mühlhauſen nach Ebeleben 
zulaſſen und fördern. Insbeſondere werden die Herzoglich Sachſen⸗Coburg 
und Gothaiſche, die Fürſtlich Schwarzburg⸗Sondershauſenſche und die Fürſtlich 
Schwarzburg⸗Rudolſtädtiſche Regierung unter den üblichen Bedingungen die 
Konzeſſion zum Bau und Betriebe der Bahn für die in ihrem Gebiete gelegenen 
Strecken an die unter der Firma 


„Eiſenbahngeſellſchaft Mühlhauſen-Ebeleben“ 
gebildete, in Mühlhauſen in Thüringen domizilirende Aktiengeſellſchaft ertheilen, 
ſobald dieſer für die in Preußen gelegene Strecke die Konzeſſion ſeitens der 
Königlich Preußiſchen Regierung ertheilt iſt. 


Artikel 2. 

Die Bahn ſoll mit der Station Mühlhauſen der Preußiſchen Staatsbahn 
und der Station Ebeleben der Privateiſenbahn Hohenebra—Ebeleben in unmittelbare 
Schienenverbindung gebracht werden, und ihre Spurweite ſoll 1 ‚35 Meter be⸗ 

tragen. Für ihren Bau und ihren Betrieb ſind die Bahnordnung für die Neben⸗ 
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eiſenbahnen Deutſchlands vom 5. Juli 1892 (veröffentlicht in Nr. 36 des Reichs⸗ 
Geſetzbl. von 1892 S. 764) und die dazu ergangenen oder noch ergehenden er⸗ 
gänzenden und abändernden Beſtimmungen (vergl. F. 55 daſelbſt) maßgebend; 
auch ſoll der Bau und das geſammte Betriebsmaterial ſo eingerichtet werden, 
daß die Transportmittel ungehindert nach allen Seiten übergehen können. 


Artikel 3. n 
Die Vollendung und Inbetriebnahme der Bahn muß längſtens innerhalb 

eines Jahres, von dem Tage an gerechnet, an welchem die Eiſenbahngeſellſchaft 
in den Beſitz aller nach Artikel 1 zu ertheilenden Konzeſſionen gelangt ſein wird, 
bewirkt werden. Sollte ſich die Vollendung des Baues über dieſe Friſt hinaus 
durch Verhältniſſe verzögern, für welche die Eiſenbahngeſellſchaft nach dem in 
dieſer Beziehung entſcheidenden Ermeſſen der zuſtändigen Eiſenbahnaufſichtsbehörden 
ein Verſchulden nicht trifft, ſo wird der Geſellſchaft durch die bezeichneten Behörden 
eine entſprechende Friſtverlängerung gewährt werden. e 


Artikel 4. 

Die Feſtſtellung der Bauentwürfe für die Bahn ſowie die Prüfung der 
anzuwendenden Fahrzeuge ſoll lediglich der Königlich Preußiſchen Regierung zu⸗ 
ſtehen. Etwaigen beſonderen Wünſchen der Herzoglich Sachſen-Coburg und 
Gothaiſchen, der Fürſtlich Schwarzburg⸗Sondershauſenſchen und der Schwarzburg⸗ 
Rudolſtädtiſchen Regierung in Betreff der Führung der Bahn und der Anlegung 
von Stationen im außerpreußiſchen Gebiete wird hierbei thunlichſt Rechnung ge⸗ 
tragen werden. 

Jedoch bleibt in landespolizeilicher Beziehung die Prüfung und Genehmigung 
der Bauentwürfe, ſoweit dieſe die Herſtellung von Wegeübergängen, Brücken, 
Durchläſſen, Flußkorrektionen, Vorfluthanlagen und Parallelwegen betreffen, 
ebenſo wie die baupolizeiliche Prüfung der Bahnhofsanlagen jeder Regierung 
innerhalb ihres Gebietes vorbehalten. 


Artikel 5. 
Zum Zwecke des Erwerbes des zur Anlage der Bahn erforderlichen Grund 
und Bodens wird jede der vertragſchließenden Regierungen für ihr Gebiet der 
Eiſenbahngeſellſchaft das Enteignungsrecht verleihen. 


Artikel 6. 

Unbeſchadet des Hoheits- und Aufſichtsrechts der Herzoglich Sachſen⸗Coburg 
und Gothaiſchen, der Fürſtlich Schwarzburg⸗Sondershauſenſchen und der Fürſtlich 
Schwarzburg-Rudolſtädtiſchen Regierung über die in ihrem Gebiet gelegenen 
Bahnſtrecken und über den darauf ſtattfindenden Betrieb wird die Ausübung des 
Oberaufſichtsrechts über die Geſellſchaft im Allgemeinen der Königlich Preußiſchen 
Regierung als derjenigen, in deren Gebiete die Eiſenbahngeſellſchaft ihren Sitz 
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hat, überlaſſen. Auch find die erſtgenannten Regierungen damit einverſtanden, 
daß die Beſtimmung über die Dotirung der Reſerve- und des Erneuerungsfonds, 
ſowie die Genehmigung und die Feſtſetzung der Fahrpläne und der Tarife auch in 
Beziehung auf die in ihren Gebieten gelegenen Theile der Bahn ſeitens der 
Königlich Preußiſchen Regierung erfolgt, mit der Maßgabe, daß in den Tarifen 
für die außerpreußiſchen Strecken keine höheren Einheitsſätze in Anwendung 
kommen ſollen, als für die Strecke in Preußen. 


Artikel 7. : 

Der Unternehmer der Bahn hat ſich wegen aller Entſchädigungsanſprüche, 
welche aus Anlaß der Bahnanlage oder des Bahnbetriebes entſtehen und gegen 
ihn geltend gemacht werden möchten, der Gerichtsbarkeit und, inſoweit nicht 
Reichsgeſetze Platz greifen, den Geſetzen desjenigen Staates zu unterwerfen, auf 
deſſen Gebiet ſie entſtanden ſind. 

Der Herzoglich Sachſen-Coburg-Gothaiſchen, der Fürſtlich Schwarzburg⸗ 
Sondershauſenſchen und der Fürſtlich Schwarzburg⸗Rudolſtädtiſchen Regierung 
bleibt vorbehalten, den Verkehr zwiſchen ihnen und dem Unternehmer, ſowie die 
Handhabung der ihnen über die innerhalb ihres Gebietes gelegenen Strecken zu⸗ 
ſtehenden Hoheits⸗ und Aufſichtsrechte je einer beſonderen Behörde oder einem 
beſonderen Kommiſſar zu übertragen. Dieſe haben die Beziehungen ihrer Re— 
gierungen zu der Eiſenbahnverwaltung in allen Fällen zu vertreten, welche nicht 
zum direkten Einſchreiten der zuſtändigen Polizei- und Gerichtsbehörden geeignet find. 


Artikel 8. 


Die Bahnpolizei wird unter Aufſicht der dazu in jedem Staatsgebiete 
zuſtändigen Behörden nach Maßgabe der im Artikel 2 bezeichneten Bahnordnung 
gehandhabt. Die in den verſchiedenen Staatsgebieten ſtationirten Bahnpolizei⸗ 
beamten ſind auf Vorſchlag der Bahnverwaltung bei den zuſtändigen Behörden 
des betreffenden Staates zu verpflichten. 


Artikel 9. 


Bei Anftellung der ſubalternen und unteren Kategorien des Bahnperſonals 
auf der Bahn Mühlhauſen-Ebeleben finden die für Beſetzung der Subaltern⸗ 
und Anterbeamtenſtellen mit Militäranwärtern jeweilig geltenden Grundſätze 
Anwendung. 

Bei Beſetzung dieſer unteren Beamtenſtellen hat die Eiſenbahngeſellſchaft 
bei ſonſt gleicher Befähigung innerhalb des Gebietes eines jeden der vertrag⸗ 
ſchließenden Staaten auf die Bewerbungen der Angehörigen deſſelben beſondere 
Rückſicht zu nehmen. 

Die Angehörigen eines Staates, welche im Gebiete eines anderen Staates 
angeſtellt werden möchten, ſcheiden dadurch aus dem Unterthanenverbande ihres 


Heimathlandes nicht aus, find aber den Geſetzen des Landes, in welchem ſie an⸗ 
geſtellt ſind, unterworfen. 
Artikel 10. 
Der Telegraphen⸗ und Militärverwaltung gegenüber iſt die Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft den bereits erlaſſenen oder künftig für die Eiſenbahnen im Deutſchen 
Reiche ergehenden geſetzlichen und reglementariſchen Beſtimmungen unterworfen. 


Artikel 11. 

Gegenüber der Poſtverwaltung iſt die Eiſenbahngeſellſchaft den Beſtim⸗ 
mungen des Geſetzes vom 20. Dezember 1875 (Reichs-Geſetzbl. für 1875 S. 318) 
und den dazu ergangenen oder künftig ergehenden Vollzugsbeſtimmungen und 
deren Abänderungen mit den Erleichterungen unterworfen, welche nach den vom 
Reichskanzler erlaſſenen Beſtimmungen vom 28. Mai 1879 (Centralblatt für das 
Deutſche Reich S. 380) für Bahnen untergeordneter Bedeutung (Nebenbahnen) 
für die Zeit bis zum Ablaufe von acht Jahren vom Beginn des auf die Be: 
triebseröffnung folgenden Kalenderjahres gewährt ſind. Sofern innerhalb des 
vorbezeichneten Zeitraumes in den Verhältniſſen der Bahn in Folge von Er⸗ 
weiterungen des Unternehmens oder durch den Anſchluß an andere Bahnen oder 
aus anderen Gründen eine Aenderung eintreten ſollte, durch welche nach der 
Entſcheidung der oberſten Reichsaufſichtsbehörde die Bahn die Eigenſchaft als 
Nebenbahn verliert, tritt das Eiſenbahnpoſtgeſetz mit den dazu gehörigen Vollzugs⸗ 
beſtimmungen ohne Einſchränkung in Anwendung. 


Artikel 12. 

Für Kriegsbeſchädigungen und Demolirungen der Bahn im Gebiete eines 
der vertragſchließenden Staaten, mögen ſolche vom Feinde ausgehen oder im 
Intereſſe der Landesvertheidigung veranlaßt werden, foll die Eiſenbahngeſellſchaft 
oder deren Rechtsnachfolger einen Erſatz weder von dieſen Staaten, noch vom 
Reiche beanſpruchen können. 

Artikel 13. 

Jede der Regierungen behält ſich vor, die in ihr Gebiet fallende Bahn⸗ 
ſtrecke der Besteuerung, insbeſondere der Entrichtung einer Eiſenbahnabgabe zu 
unterziehen. Zu dieſem Behufe wird als Anlagekapital oder als Reinertrag der 
aus dem Verhältniſſe der Länge der auf jedes Staatsgebiet fallenden Bahnſtrecke 
zur Länge der ganzen Bahn ſich ergebende Theil des Anlagekapitals oder des 
jährlichen Reinertrages angenommen. Die Steuererhebung erfolgt zum erſten 
Male für das auf die Betriebseröffnung folgende, mit dem 1. April beginnende 
Rechnungsjahr. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird der Herzoglich Sachſen⸗Coburg⸗ 
Gothaiſchen, der Fürſtlich Schwarzburg⸗Sondershauſenſchen und der Fürſtlich 
Schwarzburg⸗Rudolſtädtiſchen Regierung die Berechnung des Reinertrages der 
Bahn alljährlich mittheilen. N 

(Nr. 9803 — 9804.) 


Artikel 14. 

Für den Fall, daß einer der vertragſchließenden Staaten das Eigenthum 
des in ſeinem Gebiete liegenden Theiles der Bahn von Mühlhauſen nach Ebe⸗ 
leben erwerben ſollte, werden die vertragſchließenden Regierungen ſich über die 
zur Beibehaltung eines ungeſtörten einheitlichen Betriebes auf der genannten Bahn 
erforderlichen Maßregeln verſtändigen. 

Für den Fall der Abtretung des Preußiſchen Eiſenbahnbeſitzes an das 
Deutſche Reich ſoll es der Königlich Preußiſchen Regierung freiſtehen, auch die 
aus dieſem Vertrage erworbenen Rechte und Pflichten auf das Reich mit zu 
übertragen. 

Artikel 15. 

Dieſer Vertrag ſoll vierfach ausgefertigt und von den vertragſchließenden 
Regierungen zur landesherrlichen Ratifikation vorgelegt werden. Die Aus⸗ 
wechſelung der Ratifikations-Urkunden ſoll in Berlin erfolgen. 


So geſchehen Berlin, den 6. November 1895. 
(. S.) Pannenberg. (L. S.) Groſch. (L. S.) Bauer. (I. S.) Hauthal. 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt ratifizirt worden, und die Auswechſelung 
der Ratifikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. 


(Nr. 9804.) Verfügung des Juſtizminiſters „betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 

einen Theil der Bezirke der Amtsgerichte Düren, Heinsberg, Euskirchen, 
Waldbroel, Wiehl, Eitorf, Geldern, Adenau, Andernach, Coblenz, Cochem, 
Kirchberg, Mayen, Münſtermaifeld, Sinzig, Sobernheim, Zell, Wipper⸗ 
fürth, Cöln, Bergheim, Neuß, Opladen, Sankt Wendel, Baumholder, 
Saarlouis, Saarburg, Perl, Rhaunen „Neumagen, Berncaſtel, Trarbach, 
Trier und Wittlich. Vom 18. Februar 1896. 


Au Grund des F. 49 des Geſetzes über das Grundbuchweſen und die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen im Geltungsbereiche des Rheiniſchen 
Rechts vom 12. April 1888 Geſetz-Samml. S. 52) beſtimmt der Juſtizminiſter, 
daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in das Grundbuch 
im F. 48 jenes Geſetzes vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Düren gehörige Gemeinde Oberzier, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Heinsberg gehörige Gemeinde Höngen, 


für die zum Bezirk des Amtsgerichts Euskirchen gehörige Gemeinde Dow 
weiler, 


für die im Bezirk des Amtsgerichts Waldbroel belegenen Bergwerke Adel⸗ 
heid, Adromache, Andreaskreuz, Auguſtus, Arnold, Andreas, Adams⸗ 
berg, Annashoffnung, Beatrix, Burg, Caſtor, Carl, Carlshoffnung, 
Caſtor II, Dasbergskopf, Düppel, Euſtachius, Engbach, Emma IV, 
Eiſenbähner, Eiſenberg, Emmerich, Friedrich Wilhelm IV, Fürſtenberg, 
Grenze, Gemſe, Grenzjäger, Gottesgabe, Glückhilf I, Glückhilf II, 
Hermannsſegen, Hardt, Henricus, Hermine, Herrlichkeit, Hamberg, 
Hoffnung II, Julie IV, Joſephsglück III, Joſephsglück IV, Kornzecke, 
Landwehrmann, Lambertus, Lothringen, Morgenſonne, Mercur, 
Mühlenhardt, Nimrod, Neues Berggeſetz, Neideck, Neſtor, Neue 
Hoffnung, Oskar, Otto, Obere Wingertshardt, Petersfund, Philipps⸗ 
hoffnung, Radwald, Radwald II, Radwald III, Silberfund, Silber⸗ 
hardt, Söllingszeche, Landftein, Sonne, Sonnenberg, Sonnenſtein, 
Schmiedeberg, Spateiſeneingang, Im oberen Wingenhardtener Stollen⸗ 
feldort, Steigerzeche, Steinwäldchen, Teutonia, Uebergangsbeſtimmungen, 
Vereinigung, Wilhelmsgang, Wallenſtein, Wintert, Wingertshardt, 
Zacharias, Alwine, Blume J, Blume II, Blume III, Blume IV, Carl 
Boromäus, Cornelius, Emilie II, Glücksbrunnen, Hofsglück, Kupfer⸗ 
zeche, Maria II, Mathilde, Thiergarten, Thiergarten I, Wächter, 
Wächter Auf, Wilhelmine, Minerva, Minerva II, Malakoff II, Glanz⸗ 
berg, Friedrichszeche, Eiſenkrone, Johannesſegen, Johannesglück, ſowie 
für die in den Bezirken der Amtsgerichte Waldbroel und Wiehl be⸗ 
legenen Bergwerke Freundſchaftshoffnung und Ewaldshoffnung, und 
für das in den Bezirken der Amtsgerichte Waldbroel und Eitorf be⸗ 
legene Bergwerk Heinrichsſegen, für welche Bergwerke die Grundbuch— 
anlegung von dem Amtsgericht Waldbroel bewirkt wird, 


für die zum Bezirk des Amtsgerichts Geldern gehörige Gemeinde Veert, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Adenau gehörigen Gemeinden Welſchen— 
bach und Weibern, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Andernach gehörige Gemeinde Nieder⸗ 
lützingen, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Coblenz gehörige Gemeinde Lay, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Cochem gehörige Gemeinde Nehren, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Kirchberg gehörige Gemeinde Denzen, 
einſchließlich der durch rechtskräftigen Beſchluß des Bezirksausſchuſſes 
vom 1. Februar 1895 vorläufig dem Stadtbezirk Kirchberg zugewieſenen 
drei Wohnhäuſer mit Zubehör, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Mayen gehörige Gemeinde Volkesfeld, 
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für die zum Bezirk des Amtsgerichts Münſtermaifeld gehörigen Gemeinden 
Lonnig, Collig und Naunheim, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Sinzig gehörige Gemeinde Rolandswerth, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Sobernheim gehörige Gemeinde Auen, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Zell gehörige Gemeinde Briedel, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Wipperfürth gehörige, einen Theil der 
politiſchen Gemeinde Cürten bildende Kataſtergemeinde Engeldorf, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Cöln gehörige Gemeinde Poulheim, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Bergheim gehörige Gemeinde Epprath, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Neuß gehörige Gemeinde Straberg, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Opladen gehörige, einen Theil der 
politiſchen Gemeinde Richrath bildende Kataſtergemeinde Wieſcheid, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Sankt Wendel gehörige Gemeinde 
Gehweiler, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Baumholder gehörige Gemeinde Freiſen, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Saarlouis gehörige Gemeinde Guiſingen, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Saarburg gehörige Gemeinde Meurich, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Perl gehörige Gemeinde Palzem, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Rhaunen gehörige Gemeinde Horbruch, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Neumagen gehörige Gemeinde Merſchbach, 
für die im Bezirk des Amtsgerichts Berncaſtel belegenen Bergwerke Bern⸗ 
caſtel, Carl Theodor, Friedrich Philipp, Fons perennis, Hardtwald, 
Heinrich, Ida, Kobold, Mülheim, Mülheim I, Ulifegen, Wilhelm, 
ſowie für die in den Bezirken der Amtsgerichte Berncaſtel und Trar⸗ 
bach belegenen Bergwerke Eleonore und Libuſſa, für das in den 
Bezirken der Amtsgerichte Berncaſtel und Rhaunen belegene Bergwerk 
Paul, und für das in den Bezirken der Amtsgerichte Berncaſtel, 
Trarbach und Rhaunen belegene Bergwerk Hochſcheid, für welche 


Bergwerke die Grundbuchanlegung von dem Amtsgericht Berncaſtel 


bewirkt wird, 

für. die zum Bezirk des Amtsgerichts Trier gehörige Gemeinde Beſſelich 
Gehlichß, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Wittlich gehörige Gemeinde Bettenfeld 


am 15. März 1896 beginnen ſoll. 


Berlin, den 18. Februar 1896. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 Geſetz⸗Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) die Allerhöchſte Konzeſſionsurkunde vom 18. Juni 1895, betreffend den 
Bau und Betrieb der auf das Preußiſche Staatsgebiet entfallenden 
Strecke einer Eiſenbahn von Oſchersleben nach Schöningen durch die 
Oſchersleben⸗Schöninger Eiſenbahngeſellſchaft, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Magdeburg, Jahrgang 1896 Nr. 4 S. 33, aus⸗ 
gegeben am 25. Januar 1896, 


2) der Allerhöchſte Erlaß vom 23. Oktober 1895, betreffend die Herabſetzung 
des Zinsfußes der von der Stadt Rheydt auf Grund des Allerhöchſten 
Privilegiums vom 18. Juni 1891 aufgenommenen Anleihe von 4 auf 3½ 
oder 3 Prozent, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Düſſel⸗ 
dorf Nr. 49 S. 457, ausgegeben am 7. Dezember 1895, 


3) der Allerhöchſte Erlaß vom 30. Oktober 1895, betreffend die weitere 
Herabſetzung des Zinsfußes der von dem Deichamte des Nieder⸗Oderbruchs 
auf Grund des Allerhöchſten Privilegiums vom 4. Dezember 1876 aus⸗ 
gegebenen Obligationen auf 3¼ Prozent, ſowie die theilweiſe Abänderung 
des vorbezeichneten Allerhöchſten Privilegiums, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. Nr. 49 S. 377, ausgegeben am 
4. Dezember 1895, 


4) das am 25. November 1895 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft zu Oſterwick⸗Granau im Kreiſe Konitz, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Marienwerder, Jahrgang 1896 
Nr. 3 S. 21, ausgegeben am 16. Januar 1896, 


5) der Allerhöchſte Erlaß vom 2. Dezember 1895, betreffend die Genehmigung 
des III. Nachtrags zur Oſtpreußiſchen Landſchaftsordnung vom 7. Dezember 
1891, durch die Amtsblätter 

der Königl. Regierung zu Königsberg, Jahrgang 1896 Nr. 1 S. 1, 
ausgegeben am 2. Januar 1896, . 

der Königl. Regierung zu Gumbinnen, Jahrgang 1896 Nr. 1 S. 1, 
ausgegeben am 2. Januar 1896, 

der Königl. Regierung zu Marienwerder, Jahrgang 1896 Nr. 1 S. J, 
ausgegeben am 2. Januar 1896, 

6) das Allerhöchſte Privilegium vom 4. Dezember 1895 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Göttingen im Betrage 
von 600.000 Mark, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Hildes⸗ 
heim, Jahrgang 1896 Nr. 2 S. 13, ausgegeben am 10. Januar 1896, 


mM 


7) der Allerhöchſte Erlaß vom 9. Dezember 1895, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Aſchersleben⸗Schneidlingen⸗Nienhagener Klein⸗ 
bahn⸗Aktiengeſellſchaft zu Aſchersleben zur Entziehung und zur dauernden 
Beſchränkung des zum Bau und Betrieb einer Kleinbahn von Aſchersleben 
über Schneidlingen nach Nienhagen in Anſpruch zu nehmenden Grund⸗ 
eigenthums, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Magdeburg, 
Jahrgang 1896 Nr. 3 S. 23, ausgegeben am 18. Januar 1896, 
der Allerhöchſte Erlaß vom 11. Dezember 1895, betreffend die Herabſetzung 
es Zinsfußes der von der Stadt Lüdenſcheid auf Grund des Allerhöchſten 
Privilegiums vom 17. September 1885 aufgenommenen Anleihe von 4 
auf 3 ½ Prozent, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Arns⸗ 
berg, Jahrgang 1896 Nr. 3 S. 19, ausgegeben am 18. Januar 1896, 
9) der Allerhöchſte Erlaß vom 18. Dezember 1895, betreffend die Anwendung 
der dem Chauſſeegeldtarife vom 29. Februar 1840 angehängten Beſtim⸗ 
mungen wegen der Chauſſeepolizeivergehen auf die im Kreiſe Heilsberg 
belegenen Chauſſeen von Guttſtadt über Noßberg bis zur Grenze des 
Kreiſes Röſſel und von der Mehlſack⸗Heilsberger Chauffee bei Frauendorf 
bis zur Grenze des Kreiſes Braunsberg, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Königsberg, Jahrgang 1896 Nr. 4 S. 23, ausgegeben am 
23. Januar 1896; . 
der Allerhöchſte Erlaß vom 23. Dezember 1895, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die freie und Hanſeſtadt Hamburg für das zur 
Ausführung des Anſchlußgleiſes von dem Rangirbahnhofe Wilhelmsburg 
nach den geplanten Sammelbahnhöfen auf der Veddel und der Peute, 
ſowie für die Herſtellung des Sammelbahnhofes auf der Peute erforder⸗ 
liche Grundeigenthum, ſoweit daſſelbe im Preußiſchen Staatsgebiet belegen 
iſt, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Lüneburg, Jahrgang 
1896 Nr. 5 S. 27, ausgegeben am 31. Januar 18967 
11) das Allerhöchſte Privilegium vom 30. Dezember 1895 wegen Ausfertigung 

auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Stargard i. Pom. im 
Betrage von 1750 000 Mark, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Stettin, Jahrgang 1896 Nr. 5 S. 21, ausgegeben am 31. Januar 1896; 
12) das Allerhöchſte Privilegium vom 30. Dezember 1895 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Oppeln im Betrage 
von 1600 000 Mark, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Oppeln, Jahrgang 1896 Nr. 5 S. 25, ausgegeben am 31. Januar 1896. 
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Nedigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


